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A. Bericht des Abgeordneten Rommerskirchen 


I. Allgemeines 

Der Wehrbeauftragte des Deutschen Bundestages 
hat seinen Jahresbericht 1971 nach § 2 Abs. 3 des 
Gesetzes über den Wehrbeauftragten des Bundes- 
tages am 29. Februar 1972 vorgelegt. In der 181. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 14. April 1972 
erfolgte die Überweisung des Berichtes an den Ver- 
teidigungsausschuß. 

Der Verteidigungsausschuß hat den Bericht in 
seiner Sitzung am 8. Juni 1972 zur Kenntnis ge- 
nommen und beraten. Er erstattet diesen Bericht an 
den Bundestag nach § 116 Abs. 2 der Geschäftsord- 
nung. 

II. Zur Beratung im einzelnen 

1. Der Verteidigungsausschuß hat seine Beratung 
einvernehmlich gestrafft, um der allgemeinen 
zeitlichen Bedrängnis vor der Sommerpause Rech- 
nung zu tragen. Dies war auch deshalb vertret- 
bar, weil der Bericht bereits bei der Überweisung 
im Plenum durch Erklärungen aller Fraktionen 
eingehend gewürdigt worden war. Das Bundes- 
ministerium der Verteidigung hatte gegenüber 
dem Verteidigungsausschuß vorab eine umfang- 
reiche schriftliche Stellungnahme abgegeben, was 
die Beratung wesentlich erleichterte. 

2. Der Bericht wirft eine Reihe von Problemen der 
Kompetenz des Wehrbeauftragten auf, die sich im 
Laufe des Berichtsjahres an Hand praktischer 
Fälle ergeben haben und teilweise auch Schrift- 
wechsel mit dem Bundesministerium der Vertei- 
digung und dem Verteidigungsausschuß ausge- 
löst hatten, üm die dabei zur Debatte stehenden 
Rechtsfragen gründlich erörtern zu können, be- 


schloß der Verteidigungsausschuß einstimmig, da- 
für eine aus fünf Ausschußmitgliedern bestehende 
Kommission einzusetzen. 

Der Wehrbeauftragte erwiderte zunächst auf die 
schriftliche Stellungnahme des Bundesministe- 
riums der Verteidigung zum Jahresbericht, wor- 
aus hervorging, daß in zahlreichen Punkten das 
Bundesministerium der Verteidigung entweder 
auf die Anregungen des Wehrbeauftragten be- 
reits eingegangen ist oder entsprechende Vorbe- 
reitungen dafür trifft. Das gilt insbesondere für 
die Neufassung des Haar- und Barterlasses, aber 
auch etwa für die angekündigte Regelung der 
Spinddurchsuchung, die Verbesserung der Vor- 
bereitung von Soldaten auf Auslandsaufenthalte, 
sowie die Bereitschaft, das Problem der Diätver- 
pflegung nochmals zu überprüfen. 

Zu der Bedarfsdeckung bei den hauptamtlichen 
Lehrkräften an Bundeswehrfachschulen erklärte 
das Bundesministerium der Verteidigung, daß 
die eingerichteten Planstellen im wesentlichen 
besetzt seien, daß weitere an sich notwendige 
Planstellen wegen der Überrollung des Personal- 
haushaltes 1972 nicht kurzfristig zu erwarten 
seien. 

Der Berichterstatter griff u. a. folgende Einzel- 
probleme nochmals auf: 

Sammeleingaben: Das Bundesministerium der 
Verteidigung und der Wehrbeauftragte sind auf- 
gefordert, ihre Auffassungen zu dem Begriff der 
'Sammeleingänge aufeinander abzustimmen. 

Verbot des Uniiormtragens bei politischen Ver- 
anstaltungen (§15 Abs. 3 Soldatengesetz): Hier 
scheint es in der Bundeswehr noch Abgrenzungs- 
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Schwierigkeiten zu geben, denen durch entspre- 
chende Vorschriften abgeholfen werden könnte. 

Grundsätze der Inneren Führung: Der Ausschuß 
hielt es für zweckmäßig, dieses Thema bei der 
in Vorbereitung befindlichen Neufassung der 
„Grundsätze der Inneren Führung (ZDv 10/1) 
ausführlich zu behandeln. 

Fragen der WehrdiszipUnarordnung und Wehr- 
beschwerdeordnung: Im Hinblick auf die laufende 
umfangreiche Novellierung dieser Gesetze hat 
der Ausschuß von einer Beratung im Rahmen des 
Jahresberichtes abgesehen. 

Der Ausschuß beschloß sodann auf Antrag des 
Berichterstatters einstimmig, den zu B enthalte- 
nen Antrag dem Plenum des Bundestages vorzu- 
legen. 


Bonn, den 9. Juni 1972 


Rommerskirchen 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Jahresbericht 1971 des Wehrbeauftragten 
— Drucksache W3232 — wird zur Kenntnis ge- 
nommen. 

2. Der Bundestag dankt dem Wehrbeauftragten für 
seine Arbeit im Berichtsjahr. 

3. Die in dem Bericht enthaltenen Empfehlungen 
werden der Bundesregierung zur Prüfung, Er- 
wägung und möglichen Beachtung zur Kenntnis 
gebracht. 


Bonn, den 9. Juni 1972 


Der Verteidigungsausschuß 


Dr. Zimmermann 

Vorsitzender 


Rommerskirchen 

Berichterstatter 
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